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US-Außenministerin Condoleezza Rice 
fasste Washingtons Strategie für den Mitt-
leren Osten, gefragt nach ihrer Haltung zur 
israelischen Offensive im Libanon Mitte 
2006, folgendermaßen zusammen: „Was 
wir hier sehen, ist in gewissem Sinne das 
Entstehen - die Geburtswehen - eines neuen 
Mittleren Ostens, und was immer wir tun, 
wir müssen sicher sein, dass wir auf einen 
neuen Mittleren Osten drängen, nicht zu 
dem alten zurückzukehren.“ (Globalre-
search.ca, 28.07.06) Schon im Vorfeld des 
israelischen Angriffs war aus Washingtoner 
Kreisen offen zu hören, ein Ausschalten der 
Hisbollah sei die Vorbedingung, um gegen 
den Iran vorgehen zu können.

Obwohl es zahlreiche Anzeichen dafür gibt, 
dass Washington tatsächlich einen Angriff 
auf den Iran beabsichtigt, stößt dieser näch-
ste Schritt zur gewaltsamen Unterwerfung 
der Region aufgrund der desaströsen Situa-
tion im Irak auch in den eigenen Reihen 
auf zunehmenden Widersand. Kritiker der 
Regierungspolitik schlagen stattdessen vor, 
auf indirektere Kontrollstrategien zu setzen. 
Zwar ist gegenwärtig unklar welche dieser 
beiden Positionen sich kurzfristig durchset-
zen wird, langfristig dürfte aber zur direk-
ten militärischen Unterwerfung kaum eine 
ernsthafte Alternative bestehen, sofern wei-
terhin an dem Ziel festgehalten wird, die 
dortigen Ölvorkommen zu kontrollieren. 
Hiervon ist aber nicht, insbesondere, weil 
die Bedeutung der Region in den kommen-
den Jahren weiter zunehmen wird. 

Die Bedeutung des Öls und die dro-
hende Versorgungskrise 

Die Bedeutung des Öls für moderne Indu-
striegesellschaften wurde von Daniel Yergin 
(Der Preis, Frankfurt 1991, S. 964) bündig 
zusammengefasst: „Die Kontrolle des Öls 
oder zumindest der Zugang zu ihm, war 
immer ein großes strategisches Ziel. Das Öl 
erlaubt den Nationen Besitz anzusammeln, 
ihre Wirtschaft anzutreiben, Güter zu 
produzieren und zu verkaufen, Waffen zu 
kaufen oder herzustellen, Kriege zu gewin-
nen.“ Verschiedene Faktoren tragen dazu 
bei, dass sich die Auseinandersetzungen 
um das Schwarze Gold in den kommenden 
Jahren verschärfen werden.

Erstens wird der Weltölverbrauch bis zum 

Jahr 2020 um 50% ansteigen. Zweitens 
neigen sich die Vorräte der USA und der 
Europäischen Union dem Ende zu, was 
zu einer dramatisch wachsenden Impor-
tabhängigkeit führt. Dies wird zusätzlich 
dadurch verschärft, dass drittens die Welt-
vorkommen rapide abnehmen. Obwohl 
sich die Geologen darüber uneinig sind, 
wie lange genau das Schwarze Gold noch 
fließen wird, klar ist heute bereits, dass es in 
absehbarer Zeit zu Versorgungsengpässen 
kommen wird. 

Aus diesen Gründen rückt die militärische 
Kontrolle von Energievorkommen immer 
weiter ins Zentrum der Strategieplanung, 
schon allein auch deswegen, weil hiermit 
einem potenziellen Gegner buchstäblich 
der Saft abgedreht werden kann - man 
denke an die wachsenden Auseinanderset-
zungen zwischen China und den USA. Die 
Kontrolle des Mittleren Ostens stellt dies-
bezüglich den Hauptpreis dar, denn dort 
lagern etwa 2/3 der verbliebenen Vorkom-
men. Darüber hinaus gilt es auch jegliche 
Versuche der dortigen Länder, ihre wach-
sende Macht für eine eigenständige Politik 
zu nutzten, im Keim zu ersticken.

Der Wiederaufstieg der OPEC 
Die primär aus Staaten der Golfregion 

zusammengesetzte Organisation Erdölex-
portierender Länder (OPEC) versucht über 
zwei Mechanismen ihre Position gegenüber 
den Konsumenten zu stärken. Neben der 
Drohung mit einem Embargo, also dem 
völligen Lieferstopp, ist dies vor allem die 
vom Kartell ausgegebene Förderquote. Sie 
schreibt jedem Mitglied verbindlich vor, 
wieviel Öl es dem Weltmarkt zuführen darf. 
Entschließt sich das Kartell zu einer Redu-
zierung, hat dies, da der globale Ölmarkt 
den Gesetzen von Angebot und Nachfrage 
gehorcht, eine Verknappung und damit 
einen Preisanstieg zur Folge - zumindest 
in der Theorie. Allerdings scheiterte dieser 
Versuch in den 70er und frühen 80er 
Jahren, da der Westen hierauf - und auf die 
beiden Embargos in den 70ern - mit der 
raschen Entwicklung von Nicht-OPEC-
Quellen reagierte. Dies führte dazu, dass 
die OPEC zunehmend Marktanteile ein-
büßte und 1986 die Mengenbegrenzung 
aufgeben musste. Der Ölpreis blieb in der 

Folge mit durchschnittlich 17$ pro Barrel 
extrem niedrig. Nun scheint sich aber das 
Blatt zu wenden. Friedemann Müller von 
der SPD-nahen Stiftung Wissenschaft und 
Politik weist auf die Folgen für den Ölpreis 
hin: „Im März 1999 wurde sich die OPEC 
bewusst, dass die Nicht-OPEC-Produzen-
ten über keine Produktionsreserven verfüg-
ten, eine Mengenbegrenzung der OPEC 
daher nicht durch die Übernahme von 
Marktanteilen durch andere aufgefangen 
würde. Das Instrument der Mengenbegren-
zung griff wieder. Der Preis stieg im Jahr 
2000 auf über 30 $ ... Die in den 80er und 
90er Jahren verlorene Herrschaft über die 
Ölpreissteuerung hat die OPEC 1999 im 
Prinzip zurückgewonnen.“

Da allein die OPEC-Staaten den steigen-
den Öldurst stillen können, besteht die 
Gefahr, dass das Kartell künftig den Ölpreis 
nahezu beliebig diktieren kann, was fun-
damental mit dem Interesse der Industrie-
staaten nach billigem Öl kollidiert, wie 
die unter der Ägide von US-Vizepräsident 
Dick Cheney verfasste „Nationale Energie-
politik“ verdeutlicht: „Steigende Ölpreise 
wirken wie eine Steuer durch ausländische 
Ölexporteure. Sich ändernde Energiepreise 
verursachen ökonomische Kosten ... Diese 
Kosten können letztlich das ökonomische 
Wachstum beeinträchtigen.“ Noch gefähr-
licher wird es, wenn sich die OPEC-Staaten 
darauf einigen sollten, über ein Embargo 
ihr Öl als Waffe gegen die US-Politik einzu-
setzen. Da heute kaum Alternativen bereit-
stehen, wären die ökonomischen Folgen 
fatal. Regierungsmitglieder aus dem Irak, 
Iran, Libyen und Saudi-Arabien haben 
einen solchen Schritt bereits angedroht und 
befürwortet (auf den ebenfalls wichtigen 
Zusammenhang zwischen US-Kriegspoli-
tik, Ölfakturierung und Dollarhegemonie 
kann hier aus Platzgründen nicht näher 
eingegangen werden. Vgl. hierzu Wagner, 
Jürgen: USA - Erlassjahr 2015?, IMI-Studie 
2006/05).

Die Pläne zur Balkanisierung des Mittle-
ren Ostens

Im Wesentlichen gibt es zwei Strategien 
zur „Disziplinierung“ der OPEC-Staaten, 
eine Neokonservative und eine Neolibe-
rale, die sich aber nur auf den ersten Blick 
unterscheiden. Die derzeit dominierende 
neokonservative Variante setzt auf „krea-
tive Zerstörung“, wie es der Vordenker 
Michael Ledeen formulierte und damit auf 
die direkte militärische Kontrolle und Zer-
stückelung der Region. Sie wurde mit dem 
Irak-Krieg in die Praxis umgesetzt und ist 
auch maßgebliche für die Überlegungen, 
jegliches Land in der Region, das sich US-
Interessen widersetzt, zu überfallen. Neben 

„Geburtswehen des 
Mittleren Ostens“
Die US-Strategie zur Transformation der Region 
von Jürgen Wagner
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Syrien steht hier vor allem der Iran buch-
stäblich auf der Abschussliste. 

Diese Strategie setzt darauf die Region in 
kleine Einheiten zu zerlegen, von denen 
keine US-amerikanischen Interessen im 
Wege stehen kann. So fordern namhafte 
US-Politiker, wie Leslie Gelb vom Council 
on Foreign Relations oder der demokrati-
sche Senator Joseph Biden schon lange die 
Aufspaltung des Irak anhand ethnischer 
Linien, also in einen kurdischen, einen 
sunnitischen und einen schiitisch Teil. Am 
bisher weitest reichenden sind die Pläne 
des den Neokonservativen nahe stehenden 
pensionierten US-Militärs Ralph Peters 
(Armed Forces Journal, Juni 2006). Er 
tritt für die groß angelegte Balkanisierung 
der Gesamtregion und deren vollständige 
ethnische Parzellierung ein. Ginge es nach 
seinen Vorstellungen, würden US-Klienten 
beträchtliche territoriale Zugewinne ver-
zeichnen, während renitente Länder wie der 
Iran und Saudi Arabien große Teile ihrer 
Gebiete abgeben müssten (siehe Grafik). 
Gerade dem saudischen Königshaus, das 
in jüngster Zeit verschiedentlich „aus dem 
Ruder“ gelaufen war, wurde schon seit län-
gerem offen gedroht. So beschrieb ein Brie-
fing vor dem Pentagon-Beratungsgremium 
Defense Policy Board, „Saudi Arabien als 
einen Feind der Vereinigten Staaten und 
empfahl, dass US-Offizielle ein Ultimatum 
stellen, die Unterstützung des Terrorismus 
einzustellen oder sich der Besetzung seiner 
Ölfelder gegenüberzusehen.“ (Herald Tri-
bune, 07.08.02) 

Intelligenterer Kolonialismus?
Zwei Protagonisten der „anderen“ Vari-

ante, die US-Demokraten Ronald Asmus 
und Jonathan Pollack, benannten schon 
vor mehreren Jahren in der Washington 
Post (22.07.03) die beiden aus ihrer Sicht 
unterschiedlichen US-Kontrollstrategien. 
Dabei geht es offensichtlich nicht darum 
ob die gesamte Region restrukturiert wird, 
sondern lediglich auf welche Weise dies 
geschehen soll: „Es hat sich in Washing-
ton ein Konsens herausgebildet, dass der 
Mittlere Osten die vorrangige strategische 
Herausforderung unserer Zeit darstellt [...] 
Die Frage ist nun, wie man den Mittleren 
Osten am besten umgestalten kann. [...] In 
der Tat findet die Auseinadersetzung zwi-
schen der neokonservativen Strategie einer 
Zwangsdemokratisierung und dem, was 
man als neoliberale Alternative bezeichnen 
könnte.“

Die Kriegspolitik der Neokonservati-
ven scheitere am Widerstand vor Ort und 
übersteige die Kapazitäten der Vereinigten 
Staaten, weshalb man versuchen solle, die 
Staaten der Region über die Integration 

in die Weltwirtschaft subtiler in die „rich-
tige“ Richtung zu drängen und dabei auch 
die westlichen Verbündeten ins Boot zu 
hohlen. Was darunter genau zu verstehen 
ist, formulierten Asmus und Pollack in 
einem Grundsatzartikel im Policy Review 
(September/Oktober 2002). In ihm for-
derten sie die NATO-Staaten dazu auf sich 
einem neuen „Transatlantischen Projekt“ 
zu widmen, nämlich der „Transformation 
des Mittleren Ostens“, die fortan die zen-
trale Aufgabe des Bündnisses werden solle. 
Das Projekt solle „auf eine neue Form der 
Demokratie hinauslaufen, auf ein neues 
Wirtschaftssystem, das den Menschen in 
der Region zu Arbeit und Würde verhilft.“ 
Dies sei die einzige Möglichkeit, „die dem 
Terrorismus zugrunde liegenden Ursachen“ 
zu bekämpfen, und beinhalte aber „zweifel-
los auch eine militärische Komponente“, da 
die gesamte Region unter „einer Krise der 
Regierbarkeit leidet, die mit der Unfähigkeit 
seiner Staaten einhergeht, die Herausforde-
rungen der Moderne und der Globalisierung 
zu bewältigen.“ 
Auch in Europa 
finden diese 
Vorschläge zahl-
reiche Befür-
worter. Dies 
spiegelt sich in 
einem Manifest 
namhafter tran-
sa t l ant i s cher 
Sicherheitspo-
litiker unter 
dem Titel „Das 
nächste tran-
s a t l a n t i s c h e 
Projekt: Demo-
kratieförderung 
von Nordafrika 

bis Afghanistan“ wider (Internationale 
Politik 4/2004). Bemerkenswert an diesem 
Manifest ist insbesondere der Vorschlag, 
das NATO-Programm „Partnerschaft für 
den Frieden“ auf den Großraum des Mitt-
leren Ostens auszudehnen und die Allianz 
so direkt in die Region zu involvieren.

Groß sind die Unterschiede zwischen der 
Neoliberalen und Neokonservativen Vari-
ante offensichtlich nicht. Letztere wird zwar 
derzeit aufgrund des heftigen Widerstands 
in der Region kritisiert, ob innerhalb der 
herrschenden Logik hierzu aber überhaupt 
eine Alternative besteht ist zweifelhaft. Was 
werden wohl die Neoliberalen machen, falls 
die Staaten des Mittleren Ostens trotzdem 
fortfahren sollten, sich gegen die Interessen 
der USA zu stellen? Wie sagte der geopoliti-
sche Altmeister Henry Kissinger schon vor 
Jahrzehnten: „Das Öl ist zu wichtig, um es 
den Arabern zu überlassen!“

Quelle: Col. Ralph Peters, Armed Forces Journal, Juni 2006.


